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Gesetz 

zur Änderung des Berlinhilfegesetzes (BHG 1964) *) 

Vom 17. März 1965 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Berlinhilfegesetz (BHG 1964) vom 19. August 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 674) wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

(1) Die Vergünstigungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
und nach § 2 Abs. 1 finden bei Zigaretten jeweils 
nur auf das um ein Drittel gekürzte Entgelt An¬ 
wendung. 

(2) Die Vergünstigung nach § 2 Abs. 1 findet 
bei Trinkbranntweinen im Sinne des Gesetzes 


*) Ändert Bundesgesetzbl. 1TI 610-6-5 


über das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 
(Reidisgesetzbl. I S. 335, 405) und Flalbfabrikatcn 
zur Trinkbranntweinherstellung (ausgenommen 
Essenzen), die in einer Betriebstätte in Berlin 
(West) in Behälter bis zu 10 Liter abgefüllt wor¬ 
den sind, nur auf das um zwei Drittel gekürzte 
Entgelt Anwendung." 


2. § 20 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Vorschriften 

a) des § 9 Abs. 1 bei der Steuerfreiheit nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 

aa) im Fall der Besteuerung nach verein¬ 
nahmten Entgelten auf die Entgelte, 
die von dem Westberliner Unterneh¬ 
mer nach dem 31. Dezember 1962 ver¬ 
einnahmt werden, 
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bb) im Fall der Besteuerung nach verein¬ 
barten Entgelten auf die Lieferungen, 
die nach dem 31. Dezember 1962 be¬ 
wirkt werden, 

bei der Kürzung nadi § 2 Abs. 1 auf Ent¬ 
gelte, die von dem Unternehmer im Bun¬ 
desgebiet nach dem 31. Dezember 1962 ge¬ 
zahlt werden, 

b) des § 9 Abs. 2 auf Entgelte, die von dem 
Unternehmer im Bundesgebiet nach dem 
31. März 1965 gezahlt werden;". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 17. März 1965 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Gesetz 

zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozialistischer Einrichtungen 
und der Rechtsverhältnisse an deren Vermögen 
Vom 17. März 1965 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl. 111 653-2 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 
Ansprüche gegen die 

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
(NSDAP) 

und ihre Einrichtungen 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Dem Gesetz unterliegende Ansprüche 

Diesem Gesetz unterliegen die in § 3 Abs. 1 Nr. 4 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 5. No¬ 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) einer gesetz¬ 
lichen Regelung vorbehaltenen Ansprüche gegen 
nationalsozialistische Einrichtungen. Nationalsozia¬ 
listische Einrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. die ehemalige Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei (NSDAP), ihre Gliederungen, an¬ 
geschlossenen Verbände und die übrigen Ein¬ 
richtungen, die im Anhang zum Gesetz Nr. 2 des 
Kontrollrats aufgeführt sind, 

2. sonstige Einrichtungen, deren Vermögen, falls es 
im Bereich nur einer zur Übertragung von Ver¬ 
mögen auf Grund der Direktive Nr. 50 des Kon¬ 
trollrats befugten Dienststelle (Ubertragungs¬ 
behörde) im Geltungsbereich dieses Gesetzes be¬ 
legen war, von dieser, falls es im Bereich mehre¬ 
rer Ubertragungsbehörden belegen war, von 
diesen sämtlichen Übertragungsbehörden einheit¬ 
lich als Vermögen einer nationalsozialistischen 
Einrichtung behandelt worden ist. 

§ 2 

Auflösung 

Die Einrichtungen (§ 1) sind aufgelöst. 

§ 3 

Dem Gesetz nicht unterliegende Ansprüche 

(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf An¬ 
sprüche (§ 1), die in Gesetzen der Bundesrepublik 
Deutschland, ihrer Länder, der Verwaltung des Ver¬ 
einigten Wirtschaftsgebietes oder in Gesetzen der 
Besatzungsmächte geregelt sind. Dies gilt insbeson¬ 
dere für Ansprüche, die im Bereich 

1. der Geheimen Staatspolizei (Gestapo), 

2. der Waffen-SS, 


3. des Reichsarbeitsdienstes (RAD), 

4. der Organisation Todt (OT) 
entstanden sind. 

(2) Diesem Gesetz unterliegen vorbehaltlich des 
§ 27 nicht Ansprüche, die sich auf Grund besatzungs¬ 
rechtlicher Vorschriften oder Maßnahmen gegen 
denjenigen richten, der Vermögen einer Einrichtung 
(§ 1) gemäß der Direktive Nr. 50 des Kontrollrats 
erworben hat. Auf einem Vermögensgegenstand 
ruhende Ansprüche im Sinne von Artikel V Abs. 5 
dieser Direktive sind nur folgende Ansprüche: 

1. Ansprüche aus einem Recht an einem Grundstück, 
die durch dieses Recht gesicherten Ansprüche 
sowie Ansprüche aus einer öffentlichen Last des 
Grundstücks, 

2. Ansprüche aus der Nachkriegszeit (§ 5), die in 
einem rechtlichen oder wirtschaftlichen Zusam¬ 
menhang mit einem Grundstück stehen, 

3. Ansprüche auf Zahlung eines Kaufpreises, einer 
Enteignungsentschädigung oder eines sonstigen 
Entgelts für ein Grundstück, 

4. Ansprüche auf Ersatz von Verwendungen auf das 
Grundstück, soweit dessen Wert dadurch erhöht 
worden ist. 

§ 4 

Erlöschen von Ansprüchen 

Ansprüche (§ 1) erlöschen, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. Ansprüche, die durch 
Rechte an Sachen oder an Rechten gesichert sind, 
gelten jedoch für diese Rechte als fortbestehend. 

Zweiter Abschnitt 
Zu erfüllende Ansprüche 
§ 5 

Ansprüche aus der Nachkriegszeit 
Zu erfüllen sind 

1. Ansprüche (§1), die nach dem 31. Juli 1945 durch 
Rechtsgeschäft begründet worden sind-, 

2. Ansprüche (§ 1), die im Zusammenhang mit der 
Verwaltung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
belegenen Vermögens der in § 1 bezeichneten Ein¬ 
richtungen kraft Gesetzes auf Grund einer nach 
dem 31. Juli 1945 begangenen Handlung oder 
Unterlassung entstanden sind; 

3. die nach dem 31. Juli 1945 entstandenen An¬ 
sprüche (§ 1) auf Zahlung einer Enteignungsent¬ 
schädigung für im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes belegene Grundstücke und grundstücks¬ 
gleiche Rechte. 
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§ 6 

Schadensersalzansprüdie 

(1) Zu erfüllen sind 

1. Ansprüche (§ 1) auf Zahlung von Renten, die auf 
einer Verletzung des Lebens, des Körpers, der 
Gesundheit oder der Freiheit beruhen, s'iwie An¬ 
sprüche aus der Kapitalisierung derartiger Ren¬ 
ten, soweit Leistungen aus diesen Ansprüchen für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1960 geschuldet 
werden. Bei Rentenansprüchen, die auf Grund 
oder in sinngemäßer Anwendung des Gesetzes 
über den Ausgleich bürgerlich-rechtlicher An¬ 
sprüche vom 13. Dezember 19.34 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1235) zuerkannt worden sind, gilt dies mit der 
Maßgabe, daß sie in der Höhe zu erfüllen sind, in 
der sie nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts begründet wiiini; 

2. Ansprüche (§ 1), die auf einen Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der 
Freiheit beruhen und nicht auf Zahlung von Ren¬ 
ten gelichtet sind, jedoch nicht über den Betrag 
der Leistungen hinaus, die das Bundesentschädi¬ 
gungsgesetz für Schäden dieser Art vorsieht, 

sofern nicht wegen des Schadens Ansprüche ent¬ 
standen sind, die bereits der Regelung des § 5 Abs. 1 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes unterliegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Ansprüche, 
die unmittelbar oder mittelbar auf nationalsozia¬ 
listischen Gewaltmaßnahmen im Sinne des § 2 des 
Bundesentschädigungsyesetzes beruhen, oder auf 
Ansprüche zugunsten von Personen, die unter der 
na!iuualsozialistischen Gewaltherrschaft aus Grün¬ 
den ihrer Nationalgeschädigt worden sind, so¬ 
wie auf Ansprüche zugunsten der Hinterbliebenen 
dieser Personen. 

(3) Absatz 1 ist ferner nicht, anzuwenden, wenn 
die Verletzung bei der Vorbereitung oder Ausfüh¬ 
rung einer nationalsozialistischen Gewaltmaßnahme, 
an der sich der Vorletzte beteiligt halte, oder un¬ 
mittelbar danach entstanden war. 

§ 7 

V ersorguncjs.inspnK he 

(1) Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) auf Zahlung 
von Renten, die der Versorgung der Berechtigten 
dienen, soweit die Leistungen, aus diesen An¬ 
sprüchen für die Zeit nach dem 31. Dezember 1960 
geschuldet werden, wenn der Verpflichtete im Zeit¬ 
punkt der Begründung des Anspruchs keine national¬ 
sozialistische Einrichtung im Sinne des Artikels I 
des Gesetzes Nr. 2 des Kont.rollrals war. 

(2) Der nach Absatz 1 zu erfüllende Anspruch 
wird jedoch begrenzt auf einen Befrag von 15 Deut¬ 
sche Mark monatlich beim ursprünglich Berechtigten 
und von 10 Deutsche Mark monatlich bei Hinterblie¬ 
benen, vervielfacht mit der Zahl der Beschäftigungs¬ 
oder Dienstjahre. Dabei bleiben Zeiten, die einer 
anderen, mit Rücksicht auf ein Arbeits- oder Dienst¬ 
verhältnis zustehenden Altersversorgung zugrunde 
zu legen sind, sowie Beschältigungszciten nach dem 
8. Mai 1945 außer Betracht Ergibt sich bei der Zu¬ 


sammenrechnung der Beschäftigungs- oder Dienst¬ 
jahre der Bruchteil eines Jahres, so wird der Bruch¬ 
teil auf ein volles Jahr aufgerundet. 

(3) Auf die Leistungen nach Absatz 1 sind Lei¬ 
stungen aus einer nach dem 8. Mai 1945 begründe¬ 
ten Altersversorgung, die auf einem Arbeils- oder 
Dienstverhältnis beruht, anzurechnen, soweit sie 
250 Deutsche Mark im Monat übersteigen. 


§ 8 

Ausgeschlossene Gläubigergiuppen 

(1) Die §§ 6 und 7 finden keine Anwendung auf 
Ansprüche (§ 1) von Personen, die 

1. nach dem 8. Mai 1945 durch ein deutsches Gericht 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu einer 
Zuchthausstrafe oder zu einer Gefängnisstrafe 
von mehr als einem Jahr oder wegen vorsätz¬ 
licher hochverräterischer, staatsgefährdender oder 
landesverräterischer Handlung zu einer Gefäng¬ 
nisstrafe von sechs Monaten oder längerer Dauer 
verurteilt worden sind, oder 

2. durch ihr Verhalten gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 
haben, oder 

3. sich gegen die freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung im Sinne des Grundgesetzes betätigt 
haben, 

sowie von Rechtsnachfolgern und Hinterbliebenen 
dieser Personen. 

(2) § 7 findet ferner keine Anwendung, wenn und 
soweit die Erfüllung des Anspruchs (§ 1) nur wegen 
der engen Verbindung des Gläubigers zum National¬ 
sozialismus von einer Einrichtung (§ 1) übernommen 
worden ist, 

§ 9 

Wohnsitzvoraussetzungen 

(1) Ansprüche der in den §§ 6 und 7 bezeichneten 
Art sind nur unter der Voraussetzung zu erfüllen, 
daß sie am 31, Dezember 1952 oder, falls sie später 
entstanden sind oder entstehen, im Zeitpunkt ihrer 
Entstehung zugestanden haben oder zu stehen 

1. natürlichen Personen, die am 31. Dezember 1952 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gel¬ 
tungsbereich dieses Gesetzes oder in einem Staate 
hatten, der die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem 1, April 1956 anerkannt hat} 

2. natürlichen Personen, die am 31. Dezember 1952 
Angehörige eines Gläubigerstaates waren, dem 
gegenüber das Abkommen vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden (Bundesgesetz¬ 
blatt II S. 331) wirksam ist oder wird; 

3. natürlichen Personen, die nach dem 31. Dezember 
1952 aus der Sowjetischen Besatzungszone oder 
aus dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
im Wege der Notaufnahme oder eines vergleich¬ 
baren Verfahrens zugezogen sind und am 31. De¬ 
zember 1961 ihren Wohnsitz oder ständigen Auf¬ 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge¬ 
habt haben; 
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4. natürlichen Personen, die nach dem 31. Dezember 
1952 ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben oder nehmen, sofern sic 

a) anerkannte Vertriebene nach § 1 des Bundes- 
vertriebenengosetzes sind und nicht mehr als 
sechs Monate vorher die zur Zeit unter frem¬ 
der Verwaltung stehenden deutschen Ost¬ 
gebiete oder das Gebiet desjenigen Staates, 
aus dem sie vertrieben oder ausgesiedelt wor¬ 
den sind, verlassen haben; hierbei werden 
solche Zeiten nicht mitgerechnet, in denen ein 
Vertriebener nach Verlassen eines der in § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des ßundosverl.riebenengesetzes 
bezeichneten Staaten, aus dem er vertrieben 
oder ausgesiedelt worden ist, in einem ande¬ 
ren der dort bezeichneten Staaten sich aufge¬ 
halten hat, ferner nicht solche Zeiten, in denen 
er oder ein mit ihm ausgesiedelter Familien¬ 
angehöriger im Anschluß an die Aussiedlung 
erkrankt und infolgedessen zur Fortsetzung 
der Reise außerstande war, sowie solche Zei¬ 
ten, in denen er oder ein mit ihm ausgesiedel¬ 
ter Familienangehöriger in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin aus Gründen, die er nicht 
zu vertreten hat, gewaltsam festgehalten wor¬ 
den ist; oder 

b) Heimkehrer im Sinne des Heimkehrergesetzes 
sind, oder 

c) anerkannte Sowjetzonenflüditlinge nach § 3 
des Bundesvertriebeilengesetzes sind, oder 

d) im Wege der Familienzusammenführung zu 
ihren Ehegatten oder als Minderjährige zu 
ihrem Eltern oder als hilfsbedürftige Eltern¬ 
teile zu ihren Kindern zcigezogen sind, voraus¬ 
gesetzt, daß der nachträglich Zugezogene mit 
einer Person zusammengeführt wird, die schon 
am 31. Dezember 1952 im Geltungsbereich die¬ 
ses Gesetzes den Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt hatte oder unter Buchstabe a, b 
öder c fällt; dabei sind im Verhältnis zwischen 
Eltern und Kindern auch Schwiegerkinder zu 
berücksichtigen, wenn das einzige oder letzte 
Kind verstorben oder verschollen ist. 

Die Ansprüche der unter Nummern 3 und 4 fallen¬ 
den Personen auf Zahlung von Renten sind nur für 
die Zeit vom Ersten des Monats ab zu erfüllen, in 
dem sie unter den Voraussetzungen der Nummern 3 
und 4 ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen haben. 

(2) Ansprüche, die zum Gesamtgut einer ehelichen 
Gütergemeinschaft oder zum gemeinschaftlichen 
Vermögen einer Erbengemeinschaft gehören, können 
auch dann geltend gemacht werden, wenn die Vor¬ 
aussetzungen des Absatzes 1 in der Person nur eines 
der Mitberechtigtem gegeben sind. 

§ 10 

Ansprüche aus Grundstücksübercignungen 
Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) auf Leistung 
eines Kaufpreises, einer Enteignungsentschädigung 
oder eines sonstigen Entgelts für im Geltungsbereich 


dieses Gesetzes belegene Grundstücke, die eine Ein¬ 
richtung (§ 1) vor dem 1. August 1945 zu Eigentum 
erworben hat. Ansprüche, die nicht auf Geld oder 
auf einen Wertausgleich in Geld gerichtet sind, sind 
nach ihrem Schätzwert in Geld zu erfüllen. Für die 
Wertermittlung sind die Verhältnisse im Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses oder der Rechtskraft des 
Entschädigungsbeschlusses maßgeblich. Die Sätze 1 
bis 3 gelten entsprechend für grundstücksgleiche 
Rechte. 

§ 11 

Ansprüche aus dinglichen Rechten 

Ansprüche (§ 1) aus dem Eigentum oder anderen 
Rechten an einer Sache oder an einem Recht mit 
Ausnahme der in den §§ 987 bis 992 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs geregelten Ansprüche sind zu erfüllen. 

§ 12 

Gesetzeskonkurrenz 

Ist ein Anspruch (§ 1) nach einer Vorschrift dieses 
Teils zu erfüllen, so steht dieser Erfüllungsverpflich¬ 
tung nicht entgegen, daß der Anspruch nach einer 
anderen Vorschrift dieses Teils nicht oder nur in 
geringerem Umfange zu erfüllen ist. 

§ 13 

Zulässigkeit von Aufrechnungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes stehen der Auf¬ 
rechnung mit einem Anspruch {§ 1), dessen Erfüllung 
in diesem Gesetz nicht vorgesehen ist, nicht ent¬ 
gegen. 

§ 14 

Umstellung von Reichsmarkansprüchen 

§ 14 des Umstellungsgesetzes tritt hinsichtlich der 
in den §§ 5, 6, 7 und 10 bezeichneten, bisher nicht 
umgestellten Ansprüche außer Kraft. Das gleiche gilt 
für die in § 4 Satz 2 bezeichneten, als fortbestellend 
geltenden Ansprüche. 

§ 15 

Anspruchsschuldner 

Anspruchsschuldner der nach den §§ 5, 6, 7 und 10 
zu erfüllenden Ansprüche ist der Bund. Dies gilt 
nicht, wenn der Gläubiger von einem Dritten Befrie¬ 
digung für seinen Anspruch verlangen kann. 

§ 16 

Anmeldung 

Auf Grand der nach diesem Gesetz zu erfüllenden 
Ansprüche können Leistungen vom Bund nur ver¬ 
langt werden, soweit die Ansprüche bei der An¬ 
meldestelle {§ 17) fristgerecht (§ 18) angemeldet 
worden sind. 

§ 17 

Anmeldestelle 

Anmeldestelle ist für die nach diesem Gesetz vom 
Bund zu erfüllenden Ansprüche die Oberfinanzdirek¬ 
tion München. 
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§ 18 

Anmeldefrist, Nachsichtgewährung 

(1) Die in den §§ 5, 6, 7 und 10 be/.oidineten An¬ 
sprüche können nur innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes angemeldet 
werden. In Abweichung hiervon beginnt die Frist, 

1. wenn der Anspruch nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes entsteht, mit seiner Entstehung; 

2. in den Fällen des § 9 Abs. 1 Nr. 2 mit dem Zeit¬ 
punkt, in dem nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
der Beitritt zum Abkommen vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden wirksam wird; 

3. in den Füllen des § 9 Abs. 1 Nr. 4 mit dem Zeit¬ 
punkt, in dem nach Inkralttreten dieses Gesetzes 
der Wohnsitz oder ständige Aufenthalt begründet 
worden ist. 

Die Frist gilt auch dann als gewahrl, wenn der An¬ 
spruch innerhalb der Frist bei einer unzuständigen 
Dienststelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes an¬ 
gemeldet wird. 

(2) War der Antragsteller ohne sein Verschulden 
verhindert, die Anmeldefrist einzuhalten, so ist ihm 
auf Antrag Nachsicht zu gewähren. Nach Ablauf 
eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist 
an gerechnet, kann Nachsichtgewährung nicht mehr 
beantragt werden. 

(3) Ablehnende Entscheidungen der Oberfinanz- 
dircktion München sind nach den Vorschriften des 
Verwaltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 
der Verwaltungsgerichlsordnung vom 21. Januar 
1960 (BundesgeseLzbl. I S. 17) zuzustellen. 

§ 19 

Kfagefrist 

Lehnt die Anmeldestelle (§ 17) die Erfüllung eines 
nach § 16 angemeldeten Anspruchs ab, so kann der 
Anspruch nur innerhalb von sechs Monaten und nur 
vor dem Gericht geltend gemacht werden, das nach 
der Natur des Anspruchs zuständig ist. Entsprechen¬ 
des gilt, wenn die Nachsichlgcwährung nach § 18 
Abs. 2 verlangt wird. Die Frist ist eine Notfrist im 
Sinne der Zivilprozeßordnung. Sie beginnt mit Zu¬ 
stellung des Ablehnungsbcscheides; § 58 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung gilt entsprechend. Die Frist 
gilt auch dann als gewahrt, wenn der Anspruch bei 
einem unzuständigen Gericht gellend gemacht wird. 


Dritter Abschnitt 

Sozialversicherungsrechtliche Ansprüche 
§ 20 

Nachversicherung 

(1) Personen, die auf Grund des Gesetzes über 
die versicherungs rechtliche Stellung der im Dienste 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
Beschäftigten vom 4. März 1943 (Rcichsgesetzbl. I 
S. 131) vcrsichcrungsfrei waren, gellen für die Zeiten 
der Versicherungsfreiheit, die vor dem 1. Januar 
1943 liegen und für die nach § 7 des bezeichneten 


Gesetzes Beiträge für unwirksam erklärt worden 
sind, als nachversichert. Dies gilt auch für den Fall 
des Todes, wenn rentenberechtigte Hinterbliebene 
vorhanden sind. 

(2) Die Nachversicherung gilt als in dem Ver¬ 
sicherungszweig durchgeführt, zu dem die unwirk¬ 
sam gewordenen Beiträge entrichtet worden sind. 

(3) Soweit eine Nachversicherung als durch¬ 
geführt gilt, gelten die daraus erworbenen Anwart¬ 
schaften sowie Anwartschaften aus Beiträgen, die 
für Zeilen entrichtet sind, die vor den in Absatz 1 
bezeichneten Zeiten liegen, zum 31. Dezember 1956 
als erhallen, wenn der Versicherte infolge des rück¬ 
wirkenden Eintritts von Versicherungsfreiheit nicht 
berechtigt war, für Zeiten seit dem 1. Januar 1943 
freiwillige Beiträge zu entrichten. Satz 1 gilt als vor 
dem 1. Januar 1957 in Kraft getretene Vorschrift im 
Sinne des Artikels 2 § 42 Satz 2 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, des Artikels 2 
§ 41 Satz 2 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und des Artikels 2 § 11 Satz 2 
des Knappschaftsversicherungs-Neuregelungsgcset- 
ze.s. Bei Anwendung der bezeichneten Vorschriften 
in Fällen des Satzes 1 bedarf es für die Zeit bis zum 
Ende des Jahres des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
der Entrichtung von neun Monatsbeiträgen nidit. 

(4) Die Weiterversicherung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen richtet sich nach den allge¬ 
meinen Vorschriften; hierbei gelten die Zeiten der 
Nachversicherung als Zeiten, für die Beiträge für 
eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung ent¬ 
richtet sind. 

(5) Die Gewährung von Leistungen richtet sich 
nach den Vorschriften, die für den nach Absatz 2 zu¬ 
ständigen Versicherungszweig gelten. 

§ 21 

Beginn des Rentenanspruchs 

Wird erst durch § 20 ein Anspruch auf Rente be¬ 
gründet oder übersteigt die unter Berücksichtigung 
des § 20 neu festgestellte Rente die bisherige 
Leistung, so ist im ersten Falle die Rente, im zweiten 
Falle der höhere Betrag frühestens vom Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes an zu gewähren. 

§ 22 

Rentenfeststellung 

Soweit bei Versicherungsfällen vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits über den Rentenanspruch 
entschieden ist, ist die Leistung unter Berücksich¬ 
tigung des § 20 auf Antrag neu festzustellen, wenn 
dies für den Berechtigten günstiger ist. § 21 findet 
Anwendung. 

§ 23 

Erstattungspfli cht 

Den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden die Leistungen, die auf die in § 20 Abs. 1 
bezeichneten Zeiten entfallen, vom Bund erstattet. 
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Zweiter Teil 

Vermögenswerte der NSDAP 
und ihrer Einrichtungen 

§ 24 

Vermögensübergang 

(1) Eigentum und sonstige Vermögensrechte einer 
Einrichtung (§1), über die noch nicht verfügt worden 
ist, werden mit. Inkrafttreten dieses Gesetzes Ver¬ 
mögen des Bundes. Dies gilt nicht für Vermögens¬ 
rechte, über welche die zur Durchführung der Direk¬ 
tive Nr. 50 des Kontrollrals zuständigen Stellen 
noch verfügen können. 

(2) Eigentum und sonstige Vermögensrechte einer 
Einrichtung, 

1. die auf Grund des Artikels 2 Abs. 1 der Anord¬ 
nung der Alliierten Kommandatura Berlin vom 
23. Januar 1956 — BK/O (56) 3 — (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 139) in der Fassung 
der Anordnung BK/O (57) 3 vom 26. Januar 1957 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 178) 
auf das Land Berlin übergegangen sind, 

2. die auf Grund des Artikels 3 Abs, 1 der Verord¬ 
nung Nr. 254 des Hohen Kommissars des Ver¬ 
einigten Königreichs für Deutschland vom 18. Juni 
1954 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission 
für Deutschland S. 3003) auf ein Land übertragen 
sind, oder 

3. die nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 141 des 
Französischen Oberkommandos in Deutschland 
(Journal Officiel S. 1312) oder nach Artikel 9 der 
Verordnung Nr. 49-24 des Hohen Kommissars der 
Republik Frankreich im Saargebiet vom 28. Juni 
1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 611) einem 
Land übergeben und die nicht auf eine Organi¬ 
sation nach den Artikeln II oder III der Direktive 
Nr. 50 des Kontrollrats übertragen worden sind, 

sind Vermögen des Landes. 


Dritter Teil 
Schlußbestimmungen 

§ 25 

Hypothekengewinnabgabe 

Bei Anwendung des § 91 des Lastenausgleichsge¬ 
setzes auf Verbindlichkeiten einer Einrichtung (§ 1) 
gilt diese als am 20. Juni 1948 noch bestehend. 

§ 26 

Umstellung und Hypothekengewinnabgabe 
in Sonderfällen 

§ 14 des Umstellungsgesctzes tritt hinsichtlich der 
Ansprüche außer Kraft, die sich gegen eine Einrich¬ 
tung im Sinne von Artikel I des Gesetzes Nr. 2 des 
Kontrollrats richten, jedoch deshalb nicht der Rege¬ 
lung dieses Gesetzes unterliegen, weil das Vermö¬ 
gen der Einrichtung nicht einheitlich als Vermögen 
einer nationalsozialistischen Einrichtung behandelt 
worden ist (§ 1 Nr. 2). Bei Anwendung der §§ 91 


und 92 des Lastenausgleichsgesetzes auf diese An¬ 
sprüche gilt die in Satz 1 bezeidinete Einrichtung als 
am 20. Juni 1948 noch bestehend. 

§ 27 

Verpflichtungen der Erwerber von Vermögen 

(1) Ist in den Fällen des § 3 Abs. 2 der Erwerber 
nach dem 20. Juni 1948 Schuldner eines noch nicht 
umgestellten Anspruchs geworden, tritt insoweit 
§ 14 des Umstellungsgesetzes außer Kraft. 

(2) § 3 Abs. 2 Satz 2 gilt auch, wenn Vermögen 
nicht einheitlich von sämtlichen Übertragungsbehör¬ 
den als Vermögen einer nationalsozialistischen Ein¬ 
richtung behandelt worden ist. 

(3) Bei der Anwendung des § 91 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes gilt der Erwerber im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 eines mit Grundpfandrechten belasteten 
Grundstücks mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als des¬ 
sen Eigentümer sowie als Schuldner des durch ein 
solches Recht gesicherten Anspruchs. Dies gilt nicht, 
wenn bei Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 2 des Kon¬ 
trollrats der persönliche Schuldner nicht Eigentümer 
des Grundstücks war. § 91 Abs. 2 des Lasten¬ 
ausgleichsgesetzes bleibt unberührt. 

(4) Bei der Anwendung des § 92 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes gilt der Erwerber im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 von Vermögen einer Einrichtung (§ 1), die 
ein Unternehmen im Sinne von § 161 Abs. 2 Nrn. 3 
und 4 des Lastenausgleichsgesetzes war, mit Wir¬ 
kung vom 20. Juni 1948 als Schuldner. Ist das Ver¬ 
mögen einer Einrichtung (§ 1) auf mehrere Erwerber 
übergegangen, so gelten diese insoweit als Schuld¬ 
ner, als nach den für § 92 des Lastenausgleichsgeset¬ 
zes geltenden Grundsätzen ein Zusammenhang der 
Schuld mit dem auf den einzelnen Erwerber über¬ 
gegangenen Grundbesitz anzunehmen sein würde. 


§ 28 

Außerkrafttreten von Vorschriften 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes findet § 3 Abs. 2 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes keine An¬ 
wendung auf die in dessen § 3 Abs. 1 Nr. 4 bezeich- 
neten Ansprüche. 

§ 29 

Londoner Schuldenabkommen 

Das Abkommen vom 27. Februar 1953 über deut¬ 
sche Auslandsschulden und die zu seiner Ausfüh¬ 
rung ergangenen Vorschriften werden durch die 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt. 

§ 30 

Kosten anhängiger Gerichtsverfahren 

Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit durch die¬ 
ses Gesetz erledigt, trägt jede Partei ihre außerge¬ 
richtlichen Kosten und die Hälfte der gerichtlichen 
Auslagen. Gerichtsgebühren werden nicht erhoben. 
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§ 31 

Freistellung von Verwaltungsgebühren 
Moldobohördlicho Aufenthalts- und Wohnsitzbe- 
scheimgungon für Zwecke dieses Gesetzes sind ge- 
bühronb ei a us/.us te i Sen. 

§ 32 

Arnis- und Rechtshilfe 

Die Verwaltungsbehörden und Gerichte, die öffent¬ 
lich-rechtlichen Körperscballen und Anstalten und 
die Organisationen der Seile,I Verwaltung der Wirt¬ 
schaft haben den mit der Durchführung dieses 
Gosei.boi,)!a,'i; Behörden Ai,;'.:- und Rechtshilfe 
7U lais'eu. ] üj Bechlshilh* d i Gerichte gelten die 
1 ab bis 108 cos CondiLsvoib'.ssenrjsgcselzes ent¬ 
sprechend. 


§ 33 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset¬ 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin; hierbei tritt in den §§ 25, 26 und 27 
Abs. 3 und 4 an die Stelle des 20. Juni 1948 jeweils 
der 24. Juni 1948. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendormonats in 
Kraft mit Ausnahme der §§ 20 bis 23, die am ersten 
Tage des auf die Verkündung folgenden Kalender¬ 
monats in Kraft treten. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 17. März 1965 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahl grün 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 
Blank 
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Gesetz 

zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes*) 

Vom 18. März 1965 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung vom 
2. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeug¬ 
steuergesetzes vom 17. März 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 145), wird wie folgt geändert: 

Jn § 10 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „soweit 
diese Fahrzeuge durch Hubkolbenmotoren angetrie¬ 
ben werden," angefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 18. März 1965 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 


Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 
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Zweite Verordnung 

zur Änderung der Vierten Durchführungsverordnung zum Getreidegesetz*) 
Vom 17. März 1965 


Auf Grund des § 5 Abs. 10 Satz 1 des Getreide- 
gosetzes in der Fassung vom 24. November 1951 
(Bundesgesct.zbl. 1 S. 900), zuletzt geändert durch 
das Sechste Gesetz zur Änderung des Getreide- 
gesotzes vom 2. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1168), verordnet die Bundesregierung mit Zustim¬ 
mung des Bundesrates: 

Artikel 1 

§ 4 a der Vierten Durchführungsverordnung zum 
Getreidegesetz vom 17. Dezember 1951 (Bundesge¬ 
setzbl. I S. 972), geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der Vierten Durchführungsverordnung 
zum Getreidegeselz vom 30. August 1954 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 269), erhält folgende Fassung: 

„§ 4 a 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleilungsgeselzcs vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 24 des Getreide¬ 
gesetzes auch im Land 3erlin." 

Artikel 2 

Die Anlage zur Vierten Durchführungsverordnung 
zum Getreidegesetz (Satzung der Mühlenstelle) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Satz 1 wird nach Nummer 4 folgende Num¬ 
mer 4 a eingefügt: 

„4 a. einem Vertreter der Hartgrießweizen (Du¬ 
rumweizen) verarbeitenden Mühlen," 

2. In § 9 Abs. 1 erhalten die Sätze 4 und 5 folgende 
Fassung: 

„Am 30. Juni der Jahre mit ungeraden Zahlen 
scheiden dreizehn, am 30. Juni der Jahre mit ge¬ 
raden Zahlen scheiden vierzehn der berufenen 

Bonn, den 17. März 1965 

Der Stellvertreter 
Me 

Der Bundesminisl 
Landwirtscha 
Sch' 


Vertreter aus. Der Vertreter der Hartgrießweizen 
(Durumweizen) verarbeitenden Mühlen scheidet 
erstmalig am 30. Juni 1966 aus." 

3. § 9 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates und 
sein Stellvertreter erhalten für entgangenen Ver¬ 
dienst, notwendige Stellvertretungs-, Fernsprech- 
und Portokosten sowie für sonstige Aufwendun¬ 
gen, die ihnen durch die Wahrnehmung ihres 
Amtes entstehen, eine monatliche Pauschver- 
gütung. Der Bundesminister setzt die Pauschver- 
gütung für das Haushaltsjahr nach Anhörung des 
Verwaltungsrates fest." 

4. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§ 24 

Haushaltsjahr 

Das Haushaltsjahr läuft vom 1, Januar bis 
31. Dezember.“ 

5. § 25 Abs. 2 wird gestrichen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 24 des Getreide¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

(1) Artikel 2 Nr. 3 tritt mit Wirkung vom 7. No¬ 
vember 1962 in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt diese Verordnung am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 


des Bundeskanzlers 
nde 

er für Ernährung, 
ft und Forsten 
varz 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundcsgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 


Verkündet im Tag des 

Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 
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